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Gesetzes- u. Verordnungsblatt
der

Evangelischen Landeskirche in Baden

Ausgegeben Karlsruhe, den 20. Juli 1965

Verordnung zur weiteren Durchführung 
der kirchlichen Wahlordnung

Vom 15. Juli 1965

I. Bericht über den Vollzug der Ältestenwahl

Die Berichte über den Vollzug der Ältesten­
wahl*)  sind von den Pfarrämtern und Pfarr­
vikariaten den Dekanaten bis zum 15. September 
1965 vorzulegen, die sie bis zum 1. November 1965 
gesammelt an den Evang. Oberkirchenrat weiter­
leiten.

II. Ergänzung des Ältestenkreises (Kirchen­
gemeinderats) durch Zuwahl

Wenn nach Durchführung der Ältestenwahl in 
einer Gemeinde die Anzahl der gewählten Älte­
sten weniger als die gesetzlich vorgeschriebene 
Zahl der Ältesten beträgt oder diese Verringerung 
der Anzahl im Verlaufe der Wahlperiode durch 
Ausscheiden von einzelnen Ältesten eintritt, er­
gänzt sich der Ältestenkreis (in einfachen Kirchen­
gemeinden der Kirchengemeinderat) durch Zu­
wahl (§ 27 WO und Abschnitt VIII Ziffer 5 g der 
Verordnung zur Durchführung der kirchlichen 
Wahlordnung vom 15. 3. 1965, VBI. S. 5 ff):

1. Eine Ergänzung des Ältestenkreises durch Zu­
wahl (Kooptation) ist nur insoweit zulässig, als die 
Anzahl der gewählten bzw. der noch im Amt stehen­
den Ältesten mehr als die Hälfte der gesetzlich vor­
geschriebenen Zahl von Ältesten beträgt (vgl. § 27 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 WO); im andern 
Fall hat der Bezirkswahlausschuß Neuwahl anzu­
ordnen.
% 2. Für seine Ergänzung kann der Ältestenkreis
nur Gemeindeglieder in Betracht ziehen, die die 
passive Wahlfähigkeit besitzen (§ 27 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 16 WO).

3. Der Ältestenkreis gibt, in der Regel durch 
seinen Vorsitzenden, den Pfarrer, im Gottesdienst 
oder in anderer geeigneter Weise die Namen der 
Kandidaten bekannt, durch die sich der Ältesten­
kreis ergänzen will. Die Gemeinde ist hierbei dar­
auf hinzuweisen, daß jedes in die Wählerliste ein­

*) Formblätter gehen den Pfarrämtern und Pfarr­
vikariaten noch zu.

getragene Gemeindeglied gegen vorgeschlagene 
Kandidaten Einspruch einlegen kann und daß der 
Einspruch innerhalb einer Woche schriftlich einge­
legt werden muß und nur darauf gestützt werden 
kann, daß der Betroffene nicht die passive Wahl­
fähigkeit besitzt (vgl. § 27 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 20 Abs. 1, 2 und 4 WO).

4. Wird ein Einspruch gegen einen der zur Er­
gänzung des Ältestenkreises genannten Kandida­
ten eingelegt, so ist sinngemäß nach § 11 WO zu 
verfahren.

5. Erfolgt kein Einspruch, so ist der Gemeinde 
am Sonntag nach Ablauf der Einspruchsfrist die 
Zuwahl als wirksam vollzogen bekanntzugeben. 
Hierbei ist auf die Möglichkeit der Anfechtung der 
Zuwahl für den Fall hinzuweisen, daß eine Ver­
letzung des in den vorstehenden Ziffern 1—4 dar­
gelegten Verfahrens und dadurch eine Beeinflus­
sung des Ergebnisses der Zuwahl behauptet wird. 
Über eine Anfechtung der Zuwahl entscheidet der 
Landeswahlausschuß (vgl. § 27 Abs. 1 in Verbin­
dung mit § 24 WO).

6. Die zugewählten Ältesten sind wie die bei 
der allgemeinen Kirchenwahl gewählten Ältesten 
gemäß § 28 WO in einem Gottesdienst in ihr Amt 
einzuführen.

7. Vermindert sich die Zahl der Ältesten, 
so ist innerhalb von 2 Monaten dem Evang. Ober­
kirchenrat zu berichten. Ebenso ist über jede 
Zuwahlzu berichten.

In. Bildung des Kirchengemeinderats

1. Zur Bildung des Kirchengemeinderats in 
den geteilten, aus mehreren Pfarrgemeinden 
bestehenden Kirchengemeinden ist auf fol­
gendes hinzuweisen:

a) Die Ältesten der Pfarrgemeinden bilden 
zusammen mit den Pfarrern (Pfarrverwaltern, 
Pfarrvikaren) den Kirchengemeinderat (§ 31 
Abs. 1 der Grundordnung). Dies gilt grundsätzlich 
auch für den Ältestenkreis am Hauptort und die 
an Nebenorten im Kirchspiel gebildeten Älte-
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stenkreise (§ 42 Abs. 2 und 4 in Verbindung mit 
§ 31 Abs. 1 GO).

b) Nach § 20 GO können Ehegatten sowie 
Verwandte und Verschwägerte im l.und 
2. Grad nicht gleichzeitig Älteste der gleichen 
Pfarrgemeinde sein (vgl. auch Abschnitt VII Zif­
fer 4 der Verordnung zur Durchführung der WO 
vom 15. 3. 1965, VBI. S. 5 ff). Diese Bestimmung 
dient der freien Meinungs- und Willensbildung bei 
der Beratung und Entscheidung in der Gemeinde­
leitung und soll möglichen Interessenkonflikten 
vorbeugen. Sie legt nach ihrem Sinn und Zweck 
die Anwendung nicht nur für den Kirchengemein­
derat der einfachen Kirchengemeinde (vgl. § 26 
Abs. 3 GO), die mit der Pfarrgemeinde personen- 
und gebietsgleich ist, sondern auch für den Kir­
chengemeinderat der geteilten Kirchengemeinde 
nahe. In geteilten Stadtkirchengemeinden mit ins­
gesamt mehr als 30 Ältesten, in denen aus der 
Mitte der Ältestenkreise nur einzelne Älteste in den 
Kirchengemeinderat entsandt werden (§ 31 Abs. 2 
GO), kann die Schranke des sinngemäß anzuwen­
denden § 20 GO bereits bei der Auswahl der ein­
zelnen in den Kirchengemeinderat zu entsenden­
den Ältesten bei einer diesbezüglichen Orientie­
rung über die Nominierungen in anderen Älte­
stenkreisen beachtet werden. Schließen sich dage­
gen im Sinne des § 31 Abs. 1 GO in kleineren 
geteilten Kirchengemeinden mehrere Ältesten­
kreise zum Kirchengemeinderat zusammen, so ist 
sinngemäß nach § 20 GO zu verfahren: soweit 
keine andere Vereinbarung zwischen den beteilig­
ten Ältesten getroffen wird, kann der an Lebens­
jahren Jüngere unbeschadet seines Ältestenamtes 
in einer Pfarrgemeinde nicht zugleich Sitz und 
Stimme im Kirchengemeinderat erhalten; es sei 
denn, daß der Bezirkskirchenrat gemäß § 20 
Abs. 2 GO aus besonderen Gründen eine Ausnahme 
zuläßt.

Eine sinngemäße Anwendung auf den Kirchen­
gemeinderat der geteilten Kirchengemeinde ist auch 
für § 20 Abs. 1 letzter Satz in der Weise geboten, daß 
ein Ältester als Mitglied des Kirchengemeinderats 
dann und so lange nicht Sitz und Stimme im Kir­
chengemeinderat hat, als er sich mit einem gemäß 
§ 32 GO zum Vorsitzenden des Kirchengemeinderats 
auf Zeit bestellten Pfarrer in einem der in Frage 
stehenden Ehe-, Verwandtschafts- oder Schwäger­
schaftsverhältnisse befindet.

c) Bestehen an mehreren Nebenorten des 
Kirchspiels Ältestenkreise, so kann in einer Ge­
rneindesatzung festgelegt werden, daß im 
Kirchengemeinderat die Zahl der Ältesten des 
Hauptortes durch die Zahl der Ältesten der Neben­
orte nicht überschritten wird (§ 42 Abs. 3 GO). 
Als Verteilungsschlüssel für die Sitze im Kirchen­
gemeinderat bietet sich das Verhältnis der Ge­
samtseelenzahl der Kirchengemeinde zu den See­
lenzahlen in den beteiligten Pfarrgemeinden an 
(siehe auch § 31 Abs. 2 GO und Abschnitt II Ziffer 2c 
der Durchführungsverordnung vom 15. 3.1965).

d) Da die Satzung im Sinne der Ziffer c die 
Grundlage für die Zusammensetzung des Kirchen­
gemeinderats in der geteilten Kirchengemeinde

bildet, bedarf sie der Zustimmung aller beteilig­
ten Ältestenkreise im Kirchspiel, wobei in den ein­
zelnen Ältestenkreisen jeweils die einfache Mehr­
heit der gesetzlich vorgeschriebenen Zahl der Mit­
glieder genügt (§ 37 Abs. 3 GO). Es empfiehlt 
sich, daß der Ältestenkreis des Hauptortes die Sat­
zung entwirft und die beteiligten Ältestenkreise 
möglichst in einer gemeinsamen Sitzung über den 
Satzungsentwurf beraten. Auf Antrag stellt der 
Evang. Oberkirchenrat einen Mustersatzungsent­
wurf zur Verfügung. Die Satzung erlangt Rechts­
kraft mit der Genehmigung des Evang. Oberkir­
chenrats. Kommt im Kirchengemeinderat eine Sat­
zung nicht zustande, so kann der Evang. Ober­
kirchenrat sie erlassen.

2. Für das Verhältnis des Kirchengemeinderats 
einer einfachen (aus einer Pfarrgemeinde beste­
henden) oder geteilten (aus mehreren Pfarrge­
meinden bestehenden) Kirchengemeinde zu den 
Ältestenkreisen, die an außerhalb des Kirchspiels 
gelegenen Diasporaorten gebildet sind, trifft 
die Grundordnung keine ausdrückliche Regelung. 
Grundsätzlich sind die Ältesten am Diasporaort 
nicht am Kirchengemeinderat beteiligt (vgl. im üb­
rigen die Durchführungsverordnung vom 15. 3. 1965 
Abschnitt II Ziffer 2 c, 2. Absatz).

IV. Bildung der Bezirkssynode

1. Jeder zum Kirchenbezirk gehörige Ältesten­
kreis — d. h. auch die an Nebenorten und Dia­
sporaorten gebildeten Ältestenkreise — wählt aus 
seiner Mitte einen Bezirkssynodalen und einen 
Stellvertreter und, wenn mehr als 6 Älteste vor­
handen sind, zwei Bezirkssynodale und zwei . 
Stellvertreter (§ 29 WO).

a) Für die Wahl der Bezirkssynodalen und 
ihrer Stellvertreter ist ein bestimmtes Verfahren 
in der Wahlordnung nicht vorgeschrieben. Im Hin­
blick auf die geringe Größe der Wahlkörper kann 
sich je nach den näheren Umständen eine schrift-
liche und geheime Abstimmung erübrigen und die 

— falls der Ältestenkreis es so beschließt,Wahl
— auf eine mündliche Zustimmung zu einem 
mündlichen Wahlvorschlag hinauslaufen. Gewählt 
ist gemäß § 29 Abs. 2 in Verbindung mit § 23 
Abs. 3 WO, wer die meisten der abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleich­
heit entscheidet das Los.

b) Die Pfarrämter (Pfarrvikariate) werden ge­
beten, die aus der Mitte der Ältestenkreise ge­
wählten Bezirkssynodalen und ihre Stellvertreter 
den zuständigen Dekanaten bis spätestens 15. Sep­
tember 1965 zu nennen.

2. a) Außer den gewählten Ältesten besteht die 
Bezirkssynode aus den ein Gemeindepfarramt 
(Pfarrvikariat) im Kirchenbezirk verwaltenden Pfar­
rern, Pfarrverwaltern und Vikaren (§ 74 Abs. 1 GO).

b) Mit beratender Stimme nehmen an den 
Tagungen der Bezirkssynode teil: die unständigen 
Geistlichen, die kirchlichen und staatlichen haupt­
amtlichen Religionslehrer, die Pfarrer der Landes­
kirche, die Pfarrerinnen, die Pfarrdiakone sowie 
je 1 Vertreter der -kirchlichen Werke im Kirchen­
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bezirk und die Leiter der Anstalten der Inneren 
Mission im Kirchenbezirk (§ 74 Abs. 2 GO).

c) Solange die Landessynode noch nicht in einem 
Ausführungsgesetz zur Militärseelsorge darüber 
entschieden hat, ob die im Bereich der Landeskirche 
tätigen hauptamtlichen Militärpfarrer als 
Gemeindepfarrer im Sinne des vorstehenden Buch­
stabens a oder als Pfarrer der Landeskirche im 
Sinne von Buchstaben b zu gelten haben, ist zumin­
dest von einer beratenden Stimme der Militärpfar­
rer in der Bezirkssynode auszugehen.

d) Die Dekanate übersenden die Einladung zu 
der Bezirkssynode einschließlich der Liste der Be- 
zirkssynodalen und der beratenden Mitglieder auch
dem Evang. berkirchenrat und dem
Prälaten.

3. Die Dekanate werden gebeten, in der Zeit 
von Mitte September bis Ende November 1965 die 
neue Bezirkssynode zu einer konstituierenden Sit­
zung einzuberufen. In der Sitzung sind zu wäh­
len:

a) die Mitglieder des Bezirkskirchenrats gemäß 
§ 30 WO (s. unten Abschnitt V);

b) die in die Landessynode gemäß § 31 WO zu 
entsendenden Pfarrer und. Ältesten (s. unten Ab­
schnitt VI).

Es wird den Dekanaten empfohlen, der Ein­
ladung zur Bezirkssynode ein Verzeichnis aller Be­
zirkssynodalen (Ältesten und Pfarrer) sowie der 
der Bezirkssynode mit beratender Stimme angehö­
renden Pfarrer (s. Ziffer IV 2 b) beizufügen, damit 
die einzelnen Mitglieder der Bezirkssynode schon 
vor dem Zusammentreten der Bezirkssynode sich 
ein ungefähres Bild über ihre Zusammensetzung 
machen können. Soweit der Kirchenbezirk zur 
Wahl des Pfarrers in die Landessynode mit einem 
benachbarten Kirchenbezirk verbunden ist (s. un­
ten Abschnitt VI Ziffer 2), empfiehlt es sich, auch 
die Namen der zur anderen Bezirkssynode gehören­
den Pfarrer mitzuteilen.

V. Bestellung des Bezirkskirchenrats

1. Die Bezirkssynode wählt aus ihrer Mitte zu 
Mitgliedern des Bezirkskirchenrats zwei Pfarrer, 
davon den einen zum Dekanstellvertreter, zwei Äl­
teste und je einen Stellvertreter für die vorgenann­
ten vier Mitglieder des Bezirkskirchenrats (§ 30 
Abs. 1 WO).

2. Die Wahlordnung enthält für das Wahlver­
fahren keine ausdrückliche Regelung. In Anbe­
tracht der Größe des Wahlkörpers und der Not­
wendigkeit, auch Stellvertreter für die Mitglieder 
des Bezirkskirchenrats zu wählen, ist eine schrift­
liche geheime Abstimmung zu empfehlen.

a) Für den Regelfall empfiehlt es sich, die Mit­
glieder des Bezirkskirchenrats und ihre Stellver­
treter in getrennten Wahlgängen zu wählen und 
die Wahl eines der Bezirkssynode angehörenden 
Pfarrers zum Dekanstellvertreter vorwegzuneh­
men.

b) Es sind aber auch kombinierte Wahlgänge 
z. B. in folgender Weise möglich:

aa) Die mündlich oder schriftlich bei dem Vorsit­
zenden der Bezirkssynode eingehenden Wahl­
vorschläge für den Bezirkskirchenrat sind zu 
einem Wahlvorschlag zu vereinigen, der min­
destens die Namen von 8 Kandidaten, nämlich 
von 4 Pfarrern und 4 Ältesten, enthalten muß. 
Jedes Mitglied der Bezirkssynode kann 4 der 
vorgeschlagenen Kandidaten, nämlich 2 Pfar­
rer und 2 Älteste, als Mitglieder des Bezirks­
kirchenrats wählen. Es entscheidet sich dann 
bei der Auszählung der Stimmen nach der auf 
jeden Vorgeschlagenen entfallenden Stimmen­
zahl, wer Mitglied und wer stellvertretendes 
Mitglied des Bezirkskirchenrats ist.

bb) Bei der Wahl des Dekanstellvertreters kann 
so verfahren werden, daß Dekanstellvertreter 
derjenige als Mitglied des Bezirkskirchenrats 
vorgeschlagene Pfarrer ist, der die meisten 
Stimmen auf sich vereinigt. Es kann aber auch 
in getrennten Wahlgängen in der Weise vorge­
gangen werden, daß etwa einer der beiden zu 
Mitgliedern des Bezirkskirchenrats gewählten 
Pfarrer vom Vorsitzenden oder aus der Mitte 
der Bezirkssynode mündlich als Dekanstell­
vertreter vorgeschlagen wird. Sollte diesem 
Vorschlag nicht zugestimmt werden, so emp­
fiehlt sich eine schriftliche Abstimmung, wobei 
die beiden im ersten Wahlgang zu Mitgliedern 
des Bezirkskirchenrats gewählten Pfarrer die 
zum Dekanstellvertreter vorgeschlagenen Kan­
didaten sind.

3. Das für die Wahl des Dekanstellvertreters 
und der übrigen Mitglieder des Bezirkskirchenrats 
einzuschlagende Verfahren ist in jedem Falle von 
der Bezirkssynode vorher eindeutig festzulegen.

VI. Wahl zur Landessynode
1. a) Jede Bezirkssynode wählt, in der Regel aus 

ihrer Mitte, einen Ältesten in die Landessynode. 
Ausnahmsweise kann zum Landessynodalen auch 
ein zum Kirchenbezirk gehöriger Ältester gewählt 
werden, der nicht Mitglied der Bezirkssynode ist. 
Zählt der Kirchenbezirk auf Grund der bei Ein­
leitung der Wahlen kirchenamtlich festgestellten 
Seelenzahl (vgl. Beilage 1/1965 zum VB1) 60 000 
und mehr Evangelische, so wählt die Bezirkssynode 
für jedes angefangene 60 000 je einen weiteren 
Landessynodalen (vgl. § 31 Abs. 1 Satz 2 WO). Diese 
Seelenzahl ist auch für Ersatzwahlen maß­
gebend, die etwa im Laufe der Wahlperiode not­
wendig werden.

b) Hiernach wählen in die Landessynode
aa) die Kirchenbezirke Karlsruhe-Stadt und 

Mannheim je 3 Älteste,
bb) die Kirchenbezirke Freiburg, Heidelberg, 

Konstanz, Lörrach, Oberheidelberg und 
Pforzheim-Stadt je 2 Älteste,

cc) die übrigen 19 Kirchenbezirke je 1 Äl­
testen.

c) Stellvertreter sind für die Landes­
synodalen nicht zu wählen.

2. ZurWahl von je einem Pfarrer in die Lan- 
dessynode hat der Landeskirchenrat gemäß § 31 
Abs. 2 und § 32 WO durch Beschluß vom 26. März 
1965 folgende Wahlbezirke gebildet:
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Wahl- 
bezirk

1
2
3
4
5
6
7
8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

Wahlbezirke für die 
Wahl der Pfarrer in die Landessynode

Kirchenbezirk(e)
Zahl der Evangelischen 

auf 31.12.1964 1t.Tabelle II
einzeln zusammen

Mannheim
Heidelberg 
Oberheidelberg 
Karlsruhe-Stadt
Pforzheim-Stadt 
Freiburg
Lörrach
Konstanz

/ Wertheim
‘ Boxberg
/ Adelsheim
1 Mosbach
/ Neckargemünd
1 Ladenburg-Weinheim
1 Neckarbischofsheim
1 Sinsheim
/ Bretten
lPforzheim-Land
/ Durlach
1 Karlsruhe-Land
, Baden-Baden
1 Kehl
/Lahr
i Emmendingen
1 Müllheim
i Schopfheim 

Hornberg

x

165 712
80 544
74 831

120 381
63 583
85 578
68 299
81 767
16 8101

7 132)
10 447 1
25 098 J
35 6541
53 386 J
13 784 1
31 248 1
41 036 1
29 254 /
54 697 1
36 249 J
54 4421
37 2761
51 143
45 666 J
25 218.
36 986 J
57 727

165 712
80 544
74 831

120 381
63 583
85 578
68 299
81 767

23 942

35 545

89 040

45 032

70 290

90 946

91 718

96 809

62 204

57 727
1 403 948

3. a) Die Synoden der miteinander verbundenen 
Kirchenbezirke wählen den gemeinsam in die Lan­
dessynode zu entsendenden Pfarrer in einer ge­
meinsamen Tagung (§ 32 Satz 2 WO). Den 
Vorsitz hat der dienstälteste Dekan.

b) Der in der Vergangenheit von einzelnen Kir­
chenbezirken vorgetragenen Bitte, für die Wahl 
eines Pfarrers durch 2 Kirchenbezirke ein alternie­
rendes Verfahren verbindlich vorzusehen, hat die 
Landessynode nicht entsprochen. Immerhin soll aber 
die vorgeschriebene gemeinsame Tagung solche Kir­
chenbezirke, die über mehrere Wahlperioden mit­
einander verbunden sind, zur Prüfung anregen, ob 
nicht ein Wechsel des Kirchenbezirks, der den Pfar­
rer für die Landessynode stellt, angemessen ist.

c) Nach § 31 Absatz 2 WO kann in die Lan­
dessynode auch ein im Bereich eines Kirchenbe­
zirks tätiger Pfarrer der Landeskirche (vgl. § 60 
GO, z. B. Religionslehrer, Krankenhauspfarrer, 
Pfarrer der kirchlichen Werke) gewählt worden.

4. Auch für die Wahlen zur Landessynode 
schreibt die Wahlordnung kein bestimmtes Ver­
fahren vor. Das einzuschlagende Verfahren der

Wahl ist durch Beschluß der Bezirkssynode(n) vor­
her festzulegen.

a) Es empfiehlt sich auch hier die Durchführung 
einer schriftlichen geheimen Abstimmung, nachdem 
die einzelnen Wahlvorschläge zu einem Gesamtvor­
schlag vereinigt sind. Es ist nichts dagegen einzu­
wenden, wenn zunächst eine unverbindliche Vorab­
stimmung stattfindet, um den Bezirkssynodalen, die 
sich zum Teil noch gar nicht kennen, ein Bild dar­
über zu geben, wer nach Auffassung vieler als Mit-
glied der Landessynode in Betracht kommt.

b) Die in die Landessynode zu entsendenden 
Pfarrer und Ältesten sollten jeweils in getrennten 
Wahlgängen gewählt werden. Dies ist bei den zur 
Wahl des Pfarrers in die Landessynode verbunde­
nen Kirchenbezirken schon deshalb notwendig, weil 
für die Wahl der Ältesten und des Pfarrers verschie­
dene Wahlkörper zuständig sind. Zur Wahl der 
Ältesten in die Landessynode treten die verbunde­
nen Bezirkssynoden wieder auseinander.

c) Ist der Vorsitzende als Kandidat benannt, 
so gibt er für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahl den Vorsitz an seinen Stellvertre­
ter, bei einer gemeinsamen Tagung zweier Be­
zirkssynoden an den anderen Dekan ab.

VII. Berichterstattung
(abgesehen von Ziffer I, II 7 und IV 1b)

1. Über die Durchführung und das Ergebnis der 
von der Bezirkssynode vorzunehmenden Wahlen ist 
ein besonderes Protokoll zu führen, das als­
bald dem Evang. Oberkirchenrat in Abschrift vor­
zulegen ist.

2. Unmittelbar nach der Tagung der Bezirks­
synode ist vom Dekanat getrennt mitzuteilen: 
a) Zu- und Vorname, Geburtstag und Geburts­

ort, Beruf, Wohnort und Wohnung der in die 
Landessynode Gewählten. Bei den Ältesten wolle 
außerdem angegeben werden, ob sie Mitglieder 
der Bezirkssynode sind. Da die Mitglieder der 
Landessynode im Gesetzes- und Verordnungs­
blatt bekanntgegeben werden, ist genaue Be­
richterstattung erforderlich;

b) der Name des gewählten Dekanstellvertreters 
(wegen der Bestätigung gemäß § 84 Abs. 1 GO) 
sowie eine Aufstellung der neuen Mitglieder 
des Bezirkskirchenrats und ihrer Stellvertreter 
(Zu- und Vorname, Wohnort, bei den Ältesten 
auch Beruf und Pfarrei).

Kar1sruhe,den 15. Juli 1965

Evang. Oberkirchenrat
Wendt

Hinweis
Jedem Pfarramt und Pfarrvikariat gehen drei 

zusätzliche Stücke dieser Nummer des Gesetzes- 
und Verordnungsblattes zur Weitergabe an die Be­
zirkssynodalen zu.
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